67 Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Ausgegeben Danzig, den 3. März 1934 


4 Verordnung 
zur Anderung einiger Beſtimmungen des Strafrechts. 
Vom 28. Februar 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 9, 28 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 

Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 
Artikel I 
Anderung des Strafgeſetzbuchs 

Das Strafgeſetzbuch wird geändert wie folgt: 
1. Im $ 4 Abf. 2 Nr. 1 werden hinter dem Worte „Münzverbrechen“ die Worte „oder Münz⸗ 

vergehen“ eingefügt: 
2. § 20 erhält folgende Faſſung: 

Wo das Geſetz die Wahl zwiſchen Zuchthaus oder Gefängnis und Feſtungshaft geſtattet, 
darf auf Feſtungshaft nur dann erkannt werden, wenn die Tat ſich nicht gegen das Wohl des 
Volkes gerichtet und der Täter ausſchließlich aus ehrenhaften Beweggründen gehandelt hat. 

3. Hinter $ 49 a wird folgender $ 49 b eingefügt: 
8 49 b 

Wer an einer Verbindung oder Verabredung teilnimmt, die Verbrechen wider das Leben 
bezweckt oder als Mittel für andere Zwecke in Ausſicht nimmt, oder wer eine ſolche Verbindung 
unterſtützt, wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten beſtraft. 

In beſonders ſchweren Fällen iſt die Strafe Zuchthaus bis zu fünf Jahren. 

Nach dieſen Vorſchriften wird nicht beſtraft, wer der Behörde oder dem Bedrohten ſo recht⸗ 
zeitig Nachricht gibt, daß ein in Verfolgung der Beſtrebungen der Verbindung oder Verabredung 
beabſichtigtes Verbrechen wider das Leben verhindert werden kann. 

4. Im $ 86 Abſ. 1 find hinter den Worten „drei Jahren“ die Worte einzufügen „oder Gefängnis 
von einem bis zu drei Jahren.“ 
5. Hinter § 86 wird folgender § 86a eingefügt: 
§ 86a 

Gegenſtände, die zur Begehung einer der in den $$ 81 bis 86 bezeichneten Verbrechen ge⸗ 
braucht oder beſtimmt ſind, können eingezogen oder unbrauchbar gemacht werden, auch wenn ſie 
weder dem Täter noch einem Teilnehmer gehören. 

Kann keine beſtimmte Perſon verfolgt oder verurteilt werden, ſo kann auf die Einziehung 
oder Unbrauchbarmachung ſelbſtändig erkannt werden. 

6. Hinter $ 107 wird folgender $ 107 a eingefügt: 
$ 107 a 

Wer nichtverbotene Verſammlungen, Aufzüge oder Kundgebungen mit Gewalt oder durch 
Bedrohung mit einem Verbrechen verhindert oder ſprengt, wird mit Gefängnis, neben dem auf 
Geldſtrafe erkannt werden kann, beſtraft. : ; 

Wer in nichtverbotenen Verſammlungen oder bei nichtverbotenen Aufzügen oder Kundgebungen 
Gewalttätigkeiten in der Abſicht begeht, die Verſammlung, den Aufzug oder die Kundgebung zu 
ſprengen, wird mit Gefängnis und mit Geldstrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 
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Hinter $ 145a wird folgender § 145b eingefügt: 


$ 145 b 
Wer ein Tier unnötig quält oder roh mißhandelt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 


Im 8 164 wird der Abſ. 1 durch folgende Vorſchriften erſetzt: 


Wer einem anderen bei einer Behörde oder einem zur Entgegennahme von Anzeigen zuſtän⸗ 
digen Beamten oder öffentlich wider beſſeres Wiſſen einer ſtrafbaren Handlung oder der Verletzung 
einer Amts⸗ oder Dienſtpflicht in der Abſicht verdächtigt, ein behördliches Verfahren oder andere 
behördliche Maßnahmen gegen ihn herbeizuführen oder fortdauern zu laſſen, wird wegen falſcher 
Anſchuldigung mit Gefängnis nicht unter einem Monat beitraft. 

Ebenſo wird beſtraft, wer in gleicher Abſicht bei einer der im Abſ. 1 bezeichneten Stellen oder 
öffentlich über einen anderen wider beſſeres Wiſſen eine ſonſtige Behauptung tatſächlicher Art auf⸗ 
ſtellt, die geeignet iſt, ein behördliches Verfahren oder andere behördliche Maßnahmen gegen ihn 
herbeizuführen oder fortdauern zu laſſen. 

Iſt die Tat in der Abſicht begangen, ſich oder einem Dritten einen Vorteil zu verſchaffen, 
ſo iſt die Strafe Gefängnis nicht unter drei Monaten. 

Neben der Strafe kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 

Iſt die falſche Anſchuldigung (Abſ. 1, 2) nicht wider beſſeres Wiſſen, aber vorſätzlich oder 
leichtfertig begangen, ſo iſt die Strafe Gefängnis bis zu einem Jahre oder Geldſtrafe. 


Hinter $ 186 wird folgender $ 186 a eingefügt: 


Steht im Falle der üblen Nachrede (§ 186) der Verletzte im öffentlichen Leben und iſt die 
ehrenrührige Tatſache öffentlich behauptet oder verbreitet worden und geeignet, den Verletzten des 
Vertrauens unwürdig erſcheinen zu laſſen, deſſen er für ſein öffentliches Wirken bedarf, ſo iſt die 
Strafe Gefängnis nicht unter drei Monaten, wenn der Täter ſich nicht erweislich in entſchuldbarem 
gutem Glauben an die Wahrheit der Außerung befunden hat. 

Hinter § 187 wird folgender $ 187 a eingefügt: 


§ 187 a 

Steht im Falle der Verleumdung (§ 187) der Verletzte im öffentlichen Leben und iſt die 
ehrenrührige Tatſache öffentlich behauptet oder verbreitet worden und geeignet, den Verletzten des 
Vertrauens unwürdig erſcheinen zu laſſen, deſſen er für ſein öffentliches Wirken bedarf, ſo iſt die 
Strafe Gefängnis nicht unter ſechs Monaten. 

Dem § 188 wird folgender Abſ. 3 zugefügt: 

In den Fällen der $$ 186 a und 187 a kann das Gericht neben der Strafe und unabhängig 
von einer nach Abſ. 1 zu verhängenden Buße auf eine an die Staatskaſſe zu entrichtende Buße 
bis zu einhunderttauſend Gulden erkennen. 

Hinter $ 210 wird folgender $ 210 a eingefügt: 
$ 210 a 

Der Zweikampf mit Schlägern unter Vorkehrungen, die beſtimmt und geeignet ſind, gegen 
Lebensgefahr zu ſchützen, ſowie die Herausforderung zu einem ſolchen Zweikampf und deren Wa- 
nahme ſind ſtraflos. 

Die $$ 218 bis 220 erhalten folgende Faſſung: 


§ 218 
Eine Frau, die ihre Frucht im Mutterleib oder durch Abtreibung tötet oder die Tötung durch 
einen anderen zuläßt, wird mit Gefängnis beſtraft. 
Ebenſo wird ein anderer beſtraft, der eine Frucht im Mutterleib oder durch Abtreibung 
tötet. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

Wer die im Abſ. 2 bezeichnete Tat ohne Einwilligung der Schwangeren oder gewerbsmäßig 
begeht, wird mit Zuchthaus beſtraft. Ebenſo wird beſtraft, wer einer Schwangeren ein Mittel oder 
Werkzeug zur Abtreibung der Frucht gewerbsmäßig verſchafft. Sind mildernde Umſtände vor- 
handen, jo tritt Gefängnisſtrafe nicht unter 3 Monaten ein. 

§ 219 
Wer zu Sweden der Abtreibung Mittel, Gegenſtände oder Verfahren öffentlich ankündigt, 
oder anpreiſt oder ſolche Mittel oder Gegenſtände an einem allgemein zugänglichen Orte ausſtellt, 
wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit Geldſtrafe beſtraft. 
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Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet keine Anwendung, wenn Mittel, Gegenſtände oder Ver⸗ 
fahren, die zu ärztlich gebotenen Unterbrechungen der Shwangerihaft dienen, Arzten oder Per⸗ 
ſonen, die mit ſolchen Mitteln oder Gegenſtänden erlaubterweiſe Handel treiben, oder in ärztlichen 
oder pharmazeutiſchen Fachzeitſchriften angekündigt oder angeprieſen werden. 
8 220 
Wer öffentlich ſeine eigenen oder fremde Dienſte zur Vornahme oder Förderung von Ab⸗ 
treibungen anbietet, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit Geldſtrafe beſtraft. 
Im $ 223 a wird der zweite Abſatz geſtrichen und ſtatt deſſen als $ 223 b folgende Vorſchrift 
eingefügt: 
§ 223 b 
Wer Kinder, Jugendliche oder wegen Gebrechlichkeit oder Krankheit Wehrloſe, die ſeiner 
Fürsorge oder Obhut unterſtehen oder ſeinem Hausſtand angehören oder die von dem Fürſorge⸗ 
pflichtigen ſeiner Gewalt überlaſſen worden oder durch ein Dienſt oder Arbeitsverhältnis von ihm 
abhängig ſind, quält oder roh mißhandelt oder wer durch böswillige Vernachläſſigung ſeiner 
Pflicht, für ſie zu ſorgen, ſie an der Geſundheit ſchädigt, wird mit Gefängnis nicht unter drei Mo⸗ 
naten beſtraft. 
In beſonders ſchweren Fällen iſt die Strafe Zuchthaus bis zu fünf Jahren. 


15. Hinter § 226 wird folgender § 226a eingefügt: 


§ 226a 


Mer eine Rórperverlegung mit Einwilligung des Verletzten vornimmt, handelt nur dann 
rechtswidrig, wenn die Tat trotz der Einwilligung gegen die guten Sitten verſtößt. 


16. Hinter $ 248a wird folgender $ 248 b eingefügt: 


17. 


18. 


195 


§ 248 b 

Wer ein Kraftfahrzeug oder ein Fahrrad gegen den Willen des Berechtigten in Gebrauch 
nimmt, wird, ſofern die Tat nicht nach anderen Vorſchriften mit ſchwererer Strafe bedroht iſt, mit 
Gefängnis bis zu drei Jahren beſtraft. 

Der Verſuch iſt ſtraffbar. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme des Antrags iſt zuläſſig. 

Wer die Tat gegen ſeinen Ehegatten oder gegen einen Verwandten abſteigender Linie begeht, 
iſt ſtraffrei. 

Kraftfahrzeuge im Sinne dieſer Verordnung ſind die Fahrzeuge, die durch Maſchinenkraft 
bewegt werden, Landkraftfahrzeuge nur inſoweit, als ſie nicht an Bahngleiſe gebunden ſind. 

Im § 263 wird hinter dem Abf. 3 folgender Abſatz eingefügt: 

In beſonders ſchweren Fällen tritt an die Stelle der Gefängnisſtrafe Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren. Ein beſonders ſchwerer Fall liegt insbeſondere dann vor, wenn die Tat das Wohl des 
Volkes geſchädigt oder einen anderen beſonders großen Schaden zur Folge gehabt oder der Täter 
beſonders argliſtig gehandelt hat. 

Der $ 266 erhält folgende Faſſung: 
Ss 266 

Wer vorſätzlich die ihm durch Geſetz, behördlichen Auftrag oder Rechtsgeſchäft eingeräumte 
Befugnis, über fremdes Vermögen zu verfügen oder einen anderen zu verpflichten, mißbraucht oder 
die ihm kraft Geſetzes, behördlichen Auftrags, Rechtsgeſchäfts oder eines Treuverhältniſſes ob⸗ 
liegende Pflicht, fremde Vermögensintereſſen wahrzunehmen, verletzt und dadurch dem, deſſen 
Vermögensintereſſen er zu betreuen hat, Nachteil zufügt, wird wegen Untreue mit Gefängnis 
1 mit Geldſtrafe beſtraft. Daneben kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden. 

In beſonders ſchweren Fällen tritt an die Stelle der Gefängnisſtrafe Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren. Ein beſonders ſchwerer Fall liegt insbeſondere dann vor, wenn die Tat das Wohl des 
Volkes geſchädigt oder einen anderen beſonders großen Schaden zur Folge gehabt oder der Täter 
beſonders argliſtig gehandelt hat. 

In $ 360 erhalten die Nummern 7 und 13 folgende Faſſung: 
7. Wer ohne ausdrückliche Ermächtigung der zuſtändigen Behörde das Wappen der Freien 
Stadt Danzig führt oder gebraucht oder wer unbefugt eine Dienſtflagge der Freien 
Stadt Danzig oder des Ausſchuſſes für den Hafen und die Waſſerwege von Danzig 
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gebraucht; dem Wappen und den Flaggen ſtehen ſolche gleich, welche ihnen zum Ver⸗ 
wechſeln ähnlich ſehen. 
13. Wer einer zum Zwecke des Tierſchutzes erlaſſenen Vorſchrift zuwiderhandelt. 


Artikel II 
Die Verordnung zur Wahrung des Anſehens nationaler Verbände vom 10. Oktober 1933 (G. Bl. 
S. 502) erhält folgenden § 5a: 
§ 5a 
Die Verbände des § 1 gelten nicht als Verbindungen im Sinne des § 128 Str. G. B. 


Artikel III 
Anderung des G. m. b. H. Geſetzes 
Das Geſetz betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung wird geändert wie folgt: 
Hinter § 81 wird folgender § 81 a eingefügt: 
§ 8la 

Wer als Geſchäftsführer, Liquidator oder Mitglied eines Aufſichtsrats oder eines ähnlichen 
Organs einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung vorſätzlich zum Nachteil der Geſellſchaft handelt, 
wird mit Gefängnis und mit Geldſtrafe beſtraft. Daneben kann auf Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkannt werden. 

In beſonders ſchweren Fällen tritt an die Stelle der Gefängnisſtrafe Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren. Ein beſonders ſchwerer Fall liegt insbeſondere dann vor, wenn die Tat das Wohl des 
Volkes geſchädigt oder einen anderen beſonders großen Schaden zur Folge gehabt oder der Täter 
beſonders argliſtig gehandelt hat. 


Artikel IV 
Anderung des Vörſengeſetzes 
Das Börſengeſetz vom 22. Juni 1896 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 27. Mai 1908 
(R. G. Bl. I S. 215) wird geändert wie folgt: 
In § 95 wird der Abſatz 2 durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
In beſonders ſchweren Fällen tritt an die Stelle der Gefängnisſtrafe Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren; ein beſonders ſchwerer Fall liegt insbeſondere dann vor, wenn die Tat das Wohl des 
Volkes geſchädigt oder einen anderen beſonders großen Schaden zur Folge gehabt oder der Täter 
beſonders argliſtig gehandelt hat. 
Artikel V 
Anderung des Handelsgeſetzbuches 
Das Handelsgeſetzbuch wird geändert wie folgt: 
Im § 312 wird der Abſatz 3 durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
In beſonders ſchweren Fällen tritt an die Stelle der Gefängnisſtrafe Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren; ein beſonders ſchwerer Fall liegt insbeſondere dann vor, wenn die Tat das Wohl des 
Volkes geſchädigt oder einen anderen beſonders großen Schaden zur Folge gehabt oder der Täter 
beſonders argliſtig gehandelt hat. 
Artikel VI 
Anderung des Verſicherungs⸗Aufſichtsgeſetzes 
Das Geſetz über die privaten Verſicherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901 in der Faſſung 
der Reichsgeſetze vom 20. Dezember 1911 und 24. Oktober 1917 (R. G. Bl. 1901 S. 139; 1911 
S. 985; 1917 S. 973) und der Verordnung vom 8. Dezember 1931 (G. Bl. S. 911) wird geändert 
wie folgt: 
Im § 110 wird der Abſatz 3 durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
In beſonders ſchweren Fällen tritt an die Stelle der Gefängnisſtrafe Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren; ein beſonders ſchwerer Fall liegt insbeſondere dann vor, wenn die Tat das Wohl des 
Volkes geſchädigt oder einen anderen beſonders großen Schaden zur Folge gehabt oder der Täter 
beſonders argliſtig gehandelt hat. 
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Artikel VII 
Anderung des Genoſſenſchaftsgeſetzes 


Das Geſetz betreffend die Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften vom 20. Mai 1898 (R. G. Bl. 
S. 810) in der zur Zeit in Danzig geltenden Faſſung wird geändert wie folgt: 
Dem § 146 wird als Abſatz 3 folgende Vorſchrift hinzugefügt: 
In beſonders ſchweren Fällen tritt an die Stelle der Gefängnisſtrafe Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren; ein beſonders ſchwerer Fall liegt insbeſondere dann vor, wenn die Tat das Wohl des 
Volkes geſchädigt oder einen anderen beſonders großen Schaden zur Folge gehabt oder der Täter 
beſonders argliſtig gehandelt hat. 


Artikel VIII 
Anderung der Reichsverſicherungsordnung 
Die Reichsverſicherungsordnung wird geändert wie folgt: 
Dem § 23 Abſ. 2 wird als Satz 4 folgende Vorſchrift hinzugefügt: 


In beſonders ſchweren Fällen tritt an die Stelle der Gefängnisſtrafe Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren; ein beſonders ſchwerer Fall liegt insbeſondere dann vor, wenn die Tat das Wohl des 
Volkes geſchädigt oder einen anderen beſonders großen Schaden zur Folge gehabt oder der Täter 
beſonders argliſtig gehandelt hat. 


Artikel IX 
Anderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz wird geändert wie folgt: 
In § 76 erhält der Abf. 2 folgende Faſſung: 

In der Hauptverhandlung iſt die Strafkammer beſetzt: mit dem Vorſitzenden und zwei 
Schöffen (kleine Strafkammer), wenn ſich die Berufung gegen ein Urteil des Amtsrichters richtet; 
mit drei Richtern mit Einſchluß des Vorſitzenden und zwei Schöffen (große Strafkammer), wenn 
ſich die Berufung gegen ein Urteil des Schöffengerichts richtet. 

Artikel X 


Anderung der Rechtsverordnung betr. Maßnahmen zur Erhöhung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung 


Die Rechtsverordnung betr. Maßnahmen zur Erhöhung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
vom 30. Juni 1933 (G. Bl. S. 287) wird in Artikel II ergänzt wie folgt: 


Hinter § 10 wird folgender $ 10a eingefügt: 


§ 10 a 


Zur Verbreitung beſtimmte Schriften, deren Vervielfältigung in anderer Weiſe als durch 
Drucklegung erfolgt, gelten im Sinne dieſer Verordnung als Druckſchriften. 


Artikel XI 
Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündigung folgenden Tage in Kraft. 
Danzig, den 28. Februar 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinsfi-Keijer 


Schriftleitung: Geſchüftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A Schroth in Danzig. 


